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M 3  Kleines Glossar:  Politik – Staat – Gesellschaft – Politikkreislauf – Grundgesetz

Politik bedeutet 

· die verbindliche Regelung des Zusammenlebens,

· Auseinandersetzung über Ziele und Wege der sozialen, rechtlichen und ökonomischen Entwicklung eines Landes,

· Klärung und Lösung von Streitfragen und Problemen in verschiedenen Politikbereichen (z. B. Innenpolitik, Außenpolitik, Bildungspolitik, Familienpolitik),

· Bemühungen um Machterhalt bzw. Machterwerb.

Unter Staat versteht man 

die Vereinigung von Menschen (Staatsvolk) auf einem abgegrenzten Gebiet (Staatsgebiet) unter einer souveränen Herrschaft (Staatsgewalt). Der Staat hat die Berechtigung zu verbindlichen Entscheidungen und ihrer Durchsetzung (Gewaltmonopol).

Die Staatsgewalt ist aufgeteilt in die Funktionsbereiche 

· gesetzgebende Gewalt (Legislative: Bundestag/Bundesrat, Landtag), 

· ausführende Gewalt (Exekutive: Bundesregierung, Landesregierung; Verwaltungsbehörden des Bundes, der Länder und Gemeinden) und 

· richterliche Gewalt (Judikative: Gerichte des Bundes und der Länder). 

Diese Trennung der Staatsgewalten heißt auch Gewaltenteilung.   

Gesellschaft meint

eine Gemeinschaft von Menschen, die in einem begrenzbaren Gebiet zusammenleben, z. B.  in der Bundesrepublik Deutschland. In einer Gesellschaft wirken Einzelne und Gruppen (z. B. Verbände, Parteien, Kirchen, Interessengruppen) zusammen. Sie ist geprägt durch Gemeinsamkeiten in Sprache, Geschichte, Kultur und in der Anerkennung grundsätzlicher Werte. Wenn verschiedene Anschauungen und Interessen mit-, neben- und gegeneinander existieren und das Zusammenleben mitgestalten, spricht man von einer pluralistischen Gesellschaft. 

Der Politikkreislauf beschreibt 

modellartig und vereinfachend die politische Wirklichkeit. Dabei wird Politik als ständiger Prozess verstanden, in dem bestimmte Phasen aufeinanderfolgen:

· Im gesellschaftlichen oder staatlichen Bereich entsteht ein Problem, dessen Lösung oder Minderung vom Staat erwartet wird.

· Akteure in Gesellschaft und Staat (z. B. Interessengruppen, Experten, Kirchen, Wissenschaftler, Parteien) setzen sich mit dem Problem auseinander und entwickeln Lösungsvorschläge bzw. Kompromisse.

· Im Bundestag wird über die politische Mehrheit (meist eine Koalition von Parteien) eine Entscheidung herbeigeführt. Sie ist als Gesetz für alle im Staat verbindlich.

· Die Entscheidung wird von den staatlichen Behörden (Verwaltung) umgesetzt und durchgesetzt.

Das Grundgesetz bildet 

das Fundament für Gesellschaft und Staat. Es ist

· die seit 1949 für die Bundesrepublik Deutschland geltende Verfassung,

· die Zusammenfassung der grundlegenden Normen des Zusammenlebens (z. B. Grundrechte wie Achtung der Menschenwürde, Gleichheit vor dem Gesetz,  Pressefreiheit),

· die Zusammenfassung aller Regeln und Zuständigkeiten der Verfassungsorgane,

· der unbedingte Maßstab für alle staatlichen Stellen und jeden einzelnen Bürger,

· die Grundlage für Gesetze, die der Bundestag mit Mehrheit verabschiedet.

Bei Verweisen und Quellenangaben werden die Artikel (ggf. mit Absatz) des Grundgesetzes nach folgendem Muster abgekürzt, z. B.: 

Der Gleichheitsgrundsatz ist festgelegt in Art. 3 (1) GG.
